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die Pflicht zum Händedrucl{ 
Baselbieter Regierung will nicht so weit gehen wie ursprünglich geplant - sehr zum Ärger der SVP 

VON HANS-MARTIN JERMANN 

In der Aufarbeitung der Therwiler Hände­
druck-Affäre ist das eine interessante Wen­
de: Zwar wird die Weigerung von zwei mus­
limischen Teenagern, ihrer Lehrerin an der 
Sekundarschule Therwil die Hand zu ge­
ben, wohl Konsequenzen im Baselbieter 
Bildungsgesetz und sogar in der Kantons­
verfassung haben. Vom ursprünglichen Be­
streben, in dieser «Lex Händedruck» eine 
Handschlag-Pflicht zu verankern, ist nun 
aber nicht mehr die Rede. Dies geht aus der 
am Freitag veröffentlichten Vorlage der Re­
gierung zuhanden des Landrates hervor. 

Wichtigste Neuerung: Treten bei der Inte­
gration von ausländischen Schülern Proble­
me auf, so muss die betroffene Schulleitung 
diese dem kantonalen Amt für Migration 
melden. Die Regierung nennt in der Vorla­
ge einige Verhaltensweisen, die auf man­
gelnden Willen zur Integration schliessen 
lassen. Dazu zählen die Verweigerung zur 
Teilnahme am Unterricht, an Exkursionen, 
beim Turnen und Schwimmen, die respekt­
lose Behandlung «insbesondere von weibli­
chen Lehr- und Respektspersonen» sowie 
Anzeichen einer Radil<alisierung. Das Amt 
für Migration verfügt über Sanktionsmög­
lichkeiten wie Integrationsvereinbarungen. 
Für FDP-Landrat Marc Schinzel ist zentral, 
dass es sich um eine Meldepflicht handelt 
und nicht um ein Recht. «Das entlastet die 
Schulleitungen von heilden Beurteilungen.» 

«Viel zu eng und schwammig» 

Welche Bedeutung der Händedruck als Begrüssungsgeste hat, ist umstritten (im Bild die fürs Gesetz zuständige Basel-
bieter Bildungsdirektorin Monica Gschwind mit dem ehemaligen Basler Regierungspräsidenten Guy Morin). Kenneth Nars 

mit der Meldepflicht - auch andere Verhal­
tensweisen, welche die Integration behin­
derten, aufgenommen werden. 

Entsprechend kritisch sieht Stoll die Ver­
fassungsänderung, welche die Regierung 
gemeinsam mit dem Bildungsgesetz in den 
Landrat gibt. Demnach entbinden «religiö-
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Nachrichten 

Für 1.-August-Feier ist 
Rheinzufahrt gesperrt 
Erhöhte Sicherheitsmassnahmen 
gelten am 31. August für das Feuer­
werk auf dem Rhein. Die Basler Poli­
zei informiert die Anrainer in einem 
Schreiben, dass mit mobilen bauli­
chen Elementen der Weg von Fahr­
zeugen zu den Menschenmassen 
blocldert werde. Ab 17 Uhr wird die 
Zufahrt in den Sperrperimeter nur 
noch für aldrreditierte Fahrzeuge 
möglich sein. Die Sperrung wird bis 
zwei Uhr morgens andauern. ccMJ 

Trauungen im Prattler 
Schloss wieder möglich 
Im vergangenen Jahr beschloss die 
Baselbieter Zivilrechtsverwaltung, 
die Zahl der Lokalitäten, in denen 
Trauungen durchgeführt werden 
können, stark einzuschränl<en. Von 
der Liste gestrichen wurde auch das 
Prattler Schloss. Nun hat der Kanton 
diesen Entscheid rückgängig ge­
macht, wie die Gemeinde Pratteln 
gestern mitteilte. So seien Ehe­
schliessungen im Schloss «im be­
schränl<ten Umfang» wieder mög­
lich. Fürs kommende Jahr sind Trau­
ungen an drei Daten reservierbar. 
Der Kanton hatte die Reduktion mit 
Sparmassnahmen begründet. csAWl 

EBL fusioniert Sorgen­
tochter Telecom Media 
Der Baselbieter Energie- und Tele­
kommunikationsdienstleister EBL 
führt seine Telekom-Töchter zusam­
men. Nötig wurde dies vor allem für 
die mit 3 Millionen Franken über­
schuldete Telecom Media AG. Einer 
Werthaltigkeit von 8 Millionen Fran­
ken standen gar Forderungen von 
23 Millionen Franken gegenüber. 
Dies geht aus dem Geschäftsbericht 
der Medianet Holding AG hervor. 
Diese Firma gehört ebenfalls zum 
EBL-Konsortium und wurde kürzlich 
mit einem Aktivüberschuss 
9 Millionen einfusioniert. CCMJ 

Ruine Pfeffingen ist 
fertig saniert 

von 

Die Meldepflicht war bereits Bestandteil 
des Entwurfs, den die Regierung Ende 2016 
in die Vernehmlassung gegeben hatte. Ge­
genüber dieser ergibt sich nun aber eine 
wesentliche Änderung: Auf die Verpflich­
tung der Schüler, an «hiesig gängigen Ritua­
len wie namentlich dem Handschlag» teil­
zunehmen, will die Regierung verzichten. 
Für SVP-Präsident Oskar Kämpfer ist dieses 
Zurückkrebsen unverständlich: «Wenn im 
Gesetz keine Beispiele genannt sind, dann 
ist für mich die gesamte Vorlage infrage ge­
stellt.» Kämpfer befürchtet, dass die Unsi­
cherheit unter den Lehrern gross sein wer­
de, wenn diese nicht wüssten, worauf bei 
Integrationsdefiziten zu achten sei. 

Einzelfall macht schlechtes Gesetz 
Dass die Regierung bei der Handschlag­
Pflicht umschwenkt, deutete sie bereits im 
Mai an. Damals stellte die Exekutive bei der 
Behandlung einer Beschwerde der beiden 
Therwiler Schüler !dar, dass die heute gel­
tenden Regeln sowie die Rechtsprechung 
durch das Bundesgericht genügten, um den 
Händedruck als Begrüssungsgeste an den 
Schulen durchzusetzen. SP-Landrat und Ju­
rist Diego Stoll begrüsst es daher, dass die 
Regierung die Händedruck-Pflicht entfernt 
hat. Für ihn ist allerdings nicht nur dieser 
Passus, sondern das gesamte Gesetz über­
flüssig: «Hard cases make bad law», laute 
eine Juristen-Weisheit. Dem Einzelfall in 
Therwil sollte man mit gesundem Men­
schenverstand und nicht mit gesetzgeberi­
schem Aktionismus begegnen, findet Stoll. 

se Vorschriften nicht von der Erfüllung bür- Nach fünfjähriger Bauzeit und Kos-

FDP-Landrat Schinzel begrüsst hingegen, 
dass der Verweis auf gängige Rituale und 
die explizite Nennung der Handschlag­
Pflicht nun weggelassen werden soll. «Das 
war viel zu eng und juristisch zu schwam­
mig formuliert. Was sollen denn hiesige Ri­
tuale sein?», fragt sich Schinzel. Für ihn sei 
es aber wichtig, dass eine Schule den Hän­
dedruck einfordern könne, sofern sie dies 
wolle. Er begrüsst deshalb, dass die Regie­
rung einen anderen Passus ins Bildungsge­
setz einbauen will. Demnach müssen die 
Schüler die «Werte einer freiheitlichen, 
gleichberechtigten und solidarischen Ge­
sellschaft» achten. Mit dieser allgemeinen 
Formulierung könnten - in Kombination 

«Wichtig ist, dass 
wir deutlicher 
machen, dass es 
nicht nur Rechte 
und Ansprüche, 
sondern auch 
Pflichten gibt. 
MARC SCHINZEL 
FDP-LANDRAT 

Grösster Friedhof der 
Schweiz in Bottmingen 
Bis vor einem Jahr wusste kaum je­
mand, dass Aesch so viele Leichen im 
Keller hat. Jetzt trifft dasselbe auf Bott­
mingen zu. In einer Lagerhalle an der 
Wuhrmattstrasse hat der Verein IAG die 
Knochenreste von 60 000 Skeletten 
aus mehreren Jahrtausenden eingela­
gert, die in der Schweiz bei archäologi­
schen Grabungen gefunden worden 
sind. Das entspricht der Menge an 
menschlichen Überresten aller 24 städ­
tischen Friedhöfe in Zürich. 

Im Auftrag von sechs Kantonen und 
in Kooperation mit der Lehre und For­
schung der Universität Basel betreut 
Kuratorin Viera Trancik die ausserge­
wöhnliche Sammlung. Natürlich hand­
le es sich dabei nicht um jeweils voll­
ständige Skelette, schränkt der Basel­
bieter Kantonsarchäologe Reto Marti 

ein. Aber auch so gibt es in der 
Schweiz nichts Vergleichbares. Als 
sich die IAG 1957 als «Interkantonale 
Arbeitsgemeinschaft zur Betreuung 
Anthropologischer Funde» formierte, 
schlugen sich die Schweizer Forscher 
mit der Frage herum, wie möglichst 
würdevoll und gleichzeitig wissen­
schaftlich mit diesen besonderen 
Fundstücken umgegangen werden 
soll. Jahrzehntelang war die Knochen­
sammlung im zweiten Untergeschoss 
einer Turnhalle in Aesch eingelagert. 
Nach einem Tauziehen um den drin­
gend benötigten neuen Lagerstandort 
wanderte die Sammlung vergangenes 
Jahr nach Bottmingen, wie dem ges­
tern vorgestellten Jahresbericht 2016 
der Archäologie Baselland zu entneh­
men ist. csosi 

gerlicher Pflichten.» «Dieser Zusatz bringt ten von 6,9 Millionen Franken endet 
überhaupt nichts», sagt Stoll. Schliesslich in den kommenden Tagen die Sanie-
werde ein Gericht im Einzelfall immer rung der Ruine Pfeffingen. Der Zu-
überprüfen müssen, ob die Einschränkung gang zum Wohnturm der stellenwei-
eines Grundrechts verhältnismässig sei. se einsturzgefährdeten Burg war seit 
Marc Schinzel, auf dessen Vorstoss der Ver- 2007 für die Öffentlichkeit gesperrt. 
fassungsartil<el basiert, räumt ein: Dieser Nun aber wird am 13. August die er-
ändere nichts an der Rechtslage. «Wichtig neuerte Anlage mit einem Volksfest 
ist aber, dass wir in der Verfassung deutli- wiedereröffnet. Dies teilte der Basel-
eher machen, dass es nicht nur Rechte und bieter Kantonsarchäologe Reto Marti 
Ansprüche, sondern auch Pflichten gibt.» an der gestrigen Vorstellung des Jah-

Gesetz und Verfassungsänderung werden resberichts 2016 der Kantonsarchäo-
im Landrat also noch einiges zu diskutieren logie in Pratteln mit. Die Ruine Pfef-
geben. Denl<bar ist, dass eine unheilige Alli- fingen gehört zu den grössten und 
anz aus Rechten, denen die vorliegenden ältesten Burgen der Region. Unge-
Änderungen zu wenig weit gehen, und Lin- fähr um 1000 gegründet, war sie im 
ken, die gar keine neuen Regeln wollen, di/13./14.Jahrhundert Sitz der Grafen 
,L~ Händedruck» bodig,n we,dm / von Tie,mfil. '"°" 
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Totgesagte ste en änger 
VON CHRISTIAN MENSCH 

Der 53 Meter hohe Lüftungsturm 
der Basler Nordtangente steht seit 
zwanzig Jahren untätig in der Land­
schaft, und vorerst wird er dort blei­
ben. Dabei sollten Bagger seit zehn 
Tagen die Bauikone des Überflüssi­
gen dem Erdboden gleichmachen. 

Im aktuellen Kantonsblatt ist die 
verschämte Meldung zu lesen, die 
Suche nach einem Bau- bzw. Ab­
bruchunternehmer habe aufgrund 
einer «wesentlichen Änderung der 
Ausschreibung» abgebrochen wer­
den müssen. Eine Nachfrage beim 
Basler Baudepartement ergibt, dass 
kein Angebot den Erwartungen ent­
sprochen habe. 

Der Abriss des Lüftungskamins 
über der Autobahnausfahrt ist kom­
plex. Die Betonskulptur inldusive 

Lüftungskanal aus Stahlblech thront 
über der Fahrbahn, die nur in der 
Nacht gesperrt werden kann. Auf der 
Erlenmatt ist in unmittelbarer Nachbar­
schaft zudem eine Wohnüberbauung 
entstanden, die ein schonendes Vorge­
hen verlangt. Ihn einfach zu sprengen, 
wie ein offerierendes Bauunternehmen 
vorschlug, geht nicht. Angesichts der 
Geschichte des Turms entbehrt die 
Schonfrist aber nicht der Ironie. 

1997 wurde das Bauwerk auf Anwei­
sung der Basler Umweltschutzbehörde 
errichtet. Elf Jahre später, bei der Eröff­
nung des Tunnels, war die Lüftungsan­
lage bereits überflüssig. Die Autos sties· 
sen mittlerweile weniger Abgase aus als 
ursprünglich berechnet. Im Frühjahr 
2016 kündete das Baudepartement an, 
im Auftrag der neuen Herren vom Bun­
desamt für Strassen werde der Turm 
abgerissen. Dem Basler Architekten 

Rolf Voellmin war das nutzlose Mahn­
mal der Nordtangentenplanung aber 
ans Herz gewachsen. Er erhob Ein­
spruch mit dem Argument, es handle 
sich beim Abluftturm um ein «einmali· 
ges, schützenswertes Bauwerk von äs­
tethischer Eleganz». Das Bundesamt 
für Umwelt, Verkehr, Energie und Kom­
munil<ation (Uvek) trat auf die Be· 
schwerde nicht ein, weil der Einspre­
cher angeblich zu weit entfernt vom 
Turm wohne. Der Abriss wurde jedoch 
um ein Jahr auf diesen Sommer verlegt 
und nun erneut verschoben - aber 
nicht aufgehoben: Kommende Woche 
wird der Auftrag erneut ausgeschrie­
ben. Noch vor Ende Jahr soll Stiick um 
Stiick abgesägt und abgetragen werden. 

Ausser es finden sich neuerliche 
Gründe, weshalb nicht abgerissen wer­
den darf, was nie hätte gebaut werden 
sollen. 


